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Besrblüssn des 16. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über das Zollkontingent für feste Brennstoffe 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

Die Tarifnr. 27.01 des Deutschen Zolltarifs 1959 
(Bundesgesetzbl. 1958 II S. 751) in der Fassung der 
Vierten Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1959 (Kohlenzoll) vorn 11. Februar 1959 
(Bundesgesetzbl. II S. 117) erhält folgende Fassung: 




Zollsatz für 100 kg 

Tarif- 


für Waren 
aus dem 


nummer 

Warenbezeichnung 

freien Ver- 
kehr der 
(E), EWG 
oder iggj 

für 

andere 

Waren 

27.01 

Steinkohle; Steinkohlenbriketts und ähnliche aus Steinkohle gewon- 
nene feste Brennstoffe: 

■ 

A- Steinkohle: 

1 - erzeugt in den Mitgliedstaaten der EGKS: 

a - gegen Vorlage eines Ursprungszeugnisses nach näherer An- 




Ordnung des Bundesministers der Finanzen (B) 

1 frei 

2 DM 


b - andere (S) 

2 DM 

2 DM 


2 - erzeugt in anderen Ländern (B) 

B - Steinkohlenbriketts und ähnliche aus Steinkohle gewonnene feste 
Brennstoffe: 

1 - erzeugt in den Mitgliedstaaten der EGKS: 

a - gegen Vorlage eines Ursprungszeugnisses nach näherer 

2 DM 

2 DM 


Anordnung des Bundesminister der Finanzen (ß) . . , . 

frei 

2 DM 


b - andere (© 

2 DM 

2 DM 


2 - erzeugt in anderen Ländern (E) 

Anmerkungen zu Tarifnr. 27.01 

1. Waren der Tarifnr. 27.01 zur Bebunkerung von Seeschiffen in den See- 

2 DM 

2 DM 


häfen unter Zollsicherung 

2. Waren der Tarifnr. 27.01 für die Abfallbehandlung in Lohnveredlungs- 

frei 

frei 


verkehren zur Herstellung von Koks (§ 60 des Zollgesetzes) 

3. Waren der Tarifnr. 27.01, im Rahmen des nachstehenden Zollkontin- 

frei 

frei 


gents, gegen Vorlage eines Kontingentscheines 

Das Zollkontingent beträgt für die Jahre 1959 und 1960 insgesamt 
68 vom Hundert der nach dem Gewicht berechneten Menge, die im 
Durchschnitt der Jahre 1956, 1957 und 1958 mit Ursprung in anderen 
Ländern als den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl in das Bundesgebiet eingeführt worden ist. 

Das Zollkontingent wird nach dem Ursprung der im Durchschnitt 
der Jahre 1956, 1957 und 1958 eingeführten Menge in Länderkontin- 
gente unterteilt. 

Auf die Länderkontingente sind die Mengen anzuredinen, die in 
der Zeit vom 1. Januar bis zum 28. Februar 1959 zum freien Verkehr 
abgefertigt worden sind. 

frei 

frei 
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§ 2 

Konjtinjgentscheine nach Anmerkiung 3 zu Tardf- 
nx. 27.01 des Deutschen Zolltarifs 1959 erteilt das 
Bunidesamt für (gewerbliche Wirtschaft nach Maß- 
gabe der Vorschriften dieses Gesetzes (solchen An- 
tragstellern, die Waren der Tarifnr. 27.01 in den Jah- 
ren 1956, 1957 oder 1958 eingeführt haben und auf 
Grund rechtswirkisam (abgeschlossener Einfuhrver- 
träge während der Jahre 1959 oder 1960 abzuneh- 
men verpflichtet sind. 

§ 3 

(1) Die nach Anmerkung 3 Abs, 2 und 3 zu Tarif- 
nr. 27.01 auf das Zollkontingent und auf die Länder- 
kontingente entfallenden Warenmengen sowie die 
nach Anmerkung 3 Abs, 4 auf die Länderkontingente 
anzurechnenden Mengen stellt der Bundesminister 
für Wirtschaft 'auf Grund der EinfuhTmeldungen fest. 

(2) Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
setzt die Anteile (an (den (einzelnen Länderkontingen- 
ten für jeden Antragsteller auf Grund der für ihn 
nach den Nummern 1 bis 3 festgestellten Waren- 
mengen mit Ursprung in dem betreffenden Land 
nach Maßgabe der Nummern 4 bis 6 fest. 

1. Es ist die Warenmenge zu ermitteln, die 
der einzelne Antragsteller in (den Jahren 
1956, 1957 und 1958 'eingeführt hat. über- 
steigen die Warenmengen aller Antrag- 
steller 'das um 5 vom Hundert verminderte 
Länderkontingent, so sind sie anteilig zu 
kürzen. 

2. Es i'st die Warenmenge zu ermitteln, die 
(der Antragsteller im Jahre 1959 bereits 
eingeführt hat und 'auf Grund rechts wirk- 
samer Einfuhrverträge in den Jahren 1959 
und 1960 noch abzunehmen verpflichtet 
ist. Sinld in den Verträgen Lieferzeiten ver- 
einbart, die über die Jahre 1959 und 1960 
hinausgeihen, ohne (daß die Höhe der in 
(diesen Jahrein abzunehmenden Menge vor 
dem 1, Januar 1959 schriftlich festgelegt 
worden ist, so ist für die Bemessung der 
auf die Jahre 1959 und 1960 entfallenden 
Menge das Verhältnils des gesamten Ver- 
tragszeitraums zum Zeitraum von zwei 
Jahren maßgebend. 

3. Es ist die Warenmenge zu ermitteln, die 
der Antragsteller während des Jahres 1959 
auf Grund von Kaufverträgen, die vor dem 
1. Januar 1959 lab geschlossen worden sind, 
unm'ittelbar oder über den Handel »an Ver- 
braucher im Bundesgebiet geliefert hat 
und während der Jahre 1959 und 1960 
noch zu liefern verpflichtet ist oider in die- 
isen Jahren selbst verbraucht und für die- 
sen Zweck noch vorgesehen hat. Num- 
mer 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

4. Fünfundneunzig vom Hundert eines Län- 
derkontingents sind auf Antragsteller zu 
verteilen, für (die Warenmengen nach den 


Nummern 1 bis 3 festgeis teilt worden sind. 
Die kleinste dieser Warenmengen bildet 
den auf den einzelnen Antragsteller ent- 
fallenden Anteil. Restmengen, die sich bei 
der Aufteilung ergeben, sind auf (die An- 
teile der Antragsteller in einem Verhält- 
nis zu verteilen, (das ihren nach Nummer 1 
festgestellten Anteilen an dem um fünf 
vom Hundert verminderten Länderkontin- 
gent entspricht. Der hiernach auf den 'ein- 
zelnen Antragsteller entfallende Anteil 
darf die nach Nummer 3 für ihn festge- 
stellte Wareinmenge nicht überschreiten. 

5. Fünf vom Hundert eines Läriderkontin- 
gents sind auf Antragsteller zu verteilen, 
die die Voraussetzungen in § 2 erfüllen- 
Für die Verteilung gilt Nummer 4 Satz 3 
entsprechend. 

6. Der auf den (einzelnen Antragsiteller nach 
den Nummern 4 und 5 insgesamt entfal- 
lende Anteil an einem Länderkontingent 
darf (die nach Nummer 2 für ihn festge- 
stellte Warenmenge nicht übersteigen. Auf 
den Anteil des Antragstellers ist die Wa- 
renmenge anzurechnen, die er in der Zeit 
vom 1, Januar bis 28. Februar 1959 ein- 
geführt hat. Der Kontingentschein ist für 
'die danach verbleibende, auf volle 1000 kg 
nach unten abgerundete Warenmenge zu 
erteilen. 

(3) Werden infolge Nichtausnutzung von Kon- 
tingentscheinen oder laus anderen Gründen Rest- 
mengen für eine Verteilung verfügbar, so sind sie 
nach Richtlinien des Bundesmiinisters für Wirtschaft 
zu verteilen. Die Richtlinien könne(n von den Vor- 
aussetzungen in Absatz 2 abweichen, um eiine wirt- 
schaftlich sinnvolle Ausnutzung des Kontingents zu 
gewährleisten. 

§ 4 

(1) Der Biundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung Ausschlußfristen 
für d'ie Einreichung von Anträgen auf Erteilung von 
Kontingentscheinen festzusetzen und Vorschriften 
darüber zu erlassen, welche Angaben in (den Anträ- 
gen zu machen und welche Unterlagen ihnen bei- 
zufügen isind. 

(2) Wer glaubhaft macht, idaß er die Antragsfrist 
ohne Verschulden nicht einhalten konnte, kann bin- 
nen einer Frist von zwei Wochen nach Behebung 'des 
Hindernisses beantragen, nach § 3 Abs. 3 berück- 
sichtigt zu werden. 

§ 5 

(1) Kontingentscheine dürfen von (dem Berech- 
tigten nicht anderen Personen oder Unternehmen 
zur Ausnutzung überlassen werden. 

(2) Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
vermerkt in den Kontingentscheinen, daß eine Teil- 
menge von fünf vom Hundert des Kontingents zurBe- 
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lieferung anderer ials in § 3 Abs. 2 Nr- 3 genannter 
Verbraucher verwendet werden darf. Das Bundes- 
amt für gewerbliche Wirtschaft stellt für die übrige 
Kontingentsmenge im Kontingentschein fest, welche 
Wiarenmengen anteilig auf (die Erfüllung solcher Lie- 
ferverträge entfallen, die der Erteilung der Kontin- 
gents cheine nach § 3 Abs. 2 Nr. 3 zugrunde gelegt 
worden isind, und setzt die einzelnen Verbraucher 
hiervon in Kenntnis. Der Einführer und die beim 
Verkauf an die Verbraucher eingeschalteten Händ- 
ler dürfen zoTlfrei eingeführte Ware nur entspre- 
cheind 'den Feststellungen 'im Kontingentschein ver- 
wenden. 

(3) Absatz 2 gilt nicht für Kontingents cheine, die 
für den Selbstverbrauch nach § 3 Abs. 2 Nr. 3 oder 
ausschließlich nach § 3 Abs. 2 Nr. 5 oder nach § 3 
Abs. 3 erteilt werden. 

(4) Wird ein Kontingentschein nicht oder nicht 
vollständig ausgenutzt, so hat ihn der Einführer 
binnen drei Tagen nach Eintritt der Umstände, die 
einer Ausnutzung entgegenstehen, dem Bundesamt 
für gewerbliche Wirtschaft zurückzugeben. Der Kon- 
tingentschein wird für (die Restmenge gültig gestellt 
oder, wenn in den Jahren 1959 und 1960 keine Ein- 
fuhr mehr vorgesehen oder zulässig ist, eingezogen- 

§ 6 

Der Bundesminister der Finanzen oder die von 
ihm beauftragten Z^ollstellen können auf Antrag 
Zoll und anteilige Ausgleichsteuer für Waren der 
Tarifnr. 27.01, die nach (dem 28. Februar 1959 zum 
freien Verkehr oder zu einem ZollvormerkveTkehr 
abgefertigt worden sind, erstatten oder erlassen, so- 
weit der Antrag unter Vorlage eines Kontingent- 
scheines binnen drei Monaten nach Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes gestellt wird. 

§ 7 

(1) Das Bundesamt für gewerblidie Wirtschaft 
kann Auskunft verlangen, soweit dies erforderlich 
ist, um die Einhaltung dieses Gesetzes und der zu 
seiner Durchführung erlassenen Vorschriften zu 
überwachen. Zu diesem Zweck kann es Prüfungen 
beim Auskunftpflichtigen vornehmen und verlangen, 
daß ihm ‘die geschäftlichen Unterlagen vorgelegt 
werden. Das Grundrecht des Artikels 13 des Grund- 
gesetzes wird Insoweit eingeschränkt. 

(2) Auskunftpflichtig ist, wer unmittelbar oder 
mittelbar an der Einfuhr oder an (der Weiter lieferung 
von Waren der Tarifnr. 27.01 teilnimmt oder solche 
Waren verbraucht. 

(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwed- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. r bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafrecht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten laussetzen würde. 


§ 8 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 

1. unrichtige oder unvollständige Angaben 
tatsächlicher Art macht oder benutzt, um 
für sich oder einen anderen einen Kon- 
tingentschein zu erschleichen, 

2. entgegen § 5 Abs. 1 Kontingentscheine 
anderen Personen oder Unternehmen zur 
Ausnutzung überläßt oder einen ihm nicht 
zustehenden Kontingentschein für sich 
ausnutzt, 

3. zollfrei eingeführte Waren entgegen § 5 
Abs. 2 Satz 3 verwendet, 

4. entgegen § 5 Abs. 4 Kontingentscheine 
nicht binnen drei Tagen nach Eintritt von 
Umständen, die einer Ausnutzung des 
Scheines entgegenstehen, an das Bundes- 
amt für gewerbliche Wirtschaft zurück- 
gibt oder 

5. entgegen § 7 eine Auskunft nicht, unrich- 
tig, unvollständig oder nicht fristgemäß 
erteilt, die geschäftlichen Unterlagen 
nicht, unvollständig oder nicht fristgemäß 
vorlegt oder die Duldung von Prüfungen 
verweigert. 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet wer- 
den. 

(2) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das Bun- 
desamt für gewerbliche Wirtschaft. Uber die Ab- 
änderung und Aufhebung eines rechtskräftigen, ge- 
richtlich nicht nachgeprüften Bußgeldbescheides 
(§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten) entscheidet der Bundesminister für Wirt- 
schaft. 

§ 9 

In § 4 der Vierten Verordnung zur Änderung des 
Deutschen Zolltarifs 1959 (Kohlenzoll) vom 11. Fe- 
bruar 1959 (Bundesgesetzbl. II S. 117) wird das Da- 
tum „16. Februar 1959“ geändert in „1. März 1959“. 

§ 10 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 11 

(1) Die zolltariflichen Vorschriften dieses Geset- 
zes treten mit Wirkung vom 1. März 1959 in Kraft. 
Im übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach sei- 
ner Verkündung in Kraft; gleichzeitig tritt die 
Vierte Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1959 (Kohlenzoll) vom 11. Februar 1959 
(Bundesgesetzbl. II S, 117) außer Kraft. 

(2) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezem- 
ber 1960 außer Kraft. 
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